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Mobilitätskonzept Freienbach SZ 
Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Mobilität 
 
Der Gemeinderat Freienbach (SZ) will mit einer abgestimmten und ganzheitlichen 
Verkehrspolitik eine nachhaltige Mobilität erreichen und hat von Ernst Basler + 
Partner ein weitgehendes kommunales Mobilitätskonzept erstellen lassen. Dieses 
setzt auf die langfristige Sicherstellung einer gesellschafts- und 
siedlungsverträglichen Mobilität. Die vorgeschlagenen Massnahmen gliedern sich in 
zwei Haupt-Stossrichtungen: Massnahmen zur Information und Sensibilisierung und 
Massnahmen zum Management und zur Koordination verkehrswirksamer 
Planungsaktivitäten. (Sprache: de)  
 
Weitere Informationen: 
Ernst Basler + Partner – Mobilitätskonzept Freienbach            http://www.ebp.ch 
 
 
 
Concept de mobilité Freienbach (Schwyz) 
Sur le chemin d’une mobilité durable 
 
Soucieuses d’atteindre une mobilité durable à l’échelle communale, les autorités de 
Freienbach (SZ) ont fait appel au bureau Ernst Basler + Partner afin de mettre en 
place les bases d’un concept de mobilité global et à long terme. Celui-ci se base sur 
le principe d’une adéquation entre l’organisation sociale et résidentielle propre aux 
habitants de la commune et les différents modes de déplacement. Les mesures 
préconisées par le bureau de conseil se fondent sur deux piliers : l’information et la 
sensibilisation de la population, d’une part ; une gestion et une coordination plus 
efficaces des activités de planification liées aux transports, d’autre part. (langue: 
allemand)  
 
Pour plus d’informations: 
Ernst Basler + Partner – Mobilitätskonzept Freienbach  http://www.ebp.ch 
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Ausgangslage

Die zunehmende Motorisierung und Aus-

richtung auf das Auto beeinfl usst unsere Le-

bensgewohnheiten und damit längerfristig 

auch die Raum- und Siedlungsstruktur. Ar-

beitsplatz und Wohnort liegen immer weiter 

voneinander entfernt. Der Freizeitverkehr ist 

zunehmend Auto-orientiert. Für Einkäufe, 

Sport und Erholung werden immer grössere 

Distanzen zurückgelegt. 

Das motorisierte Verkehrsaufkommen steigt 

deshalb kontinuierlich an. Dies beeinträchtigt 

die Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum 

und die Wohnqualität entlang von Strassen.

Staus, Schadstoffemissionen und Bewe-

gungsmangel sind weitere negative Folgen 

dieser Entwicklung.

Mit der geplanten Umfahrung Pfäffi kon wird 

die Strasseninfrastruktur verbessert. Damit 

soll die Churerstrasse vom nicht ortsgebun-

denen Verkehr befreit und eine städtebau-

liche Entwicklung als Regionalzentrum er-

möglicht werden. 

Der Gemeinderat Freienbach ist sich be-

wusst, dass nur mit einer abgestimmten und 

ganzheitlichen Verkehrspolitik eine nachhal-

tige Mobilität erreicht werden kann. Eine 

hauptsächlich auf den Ausbau der Strassen 

und die Optimierung des Verkehrsfl usses 

ausgerichtete Strategie leistet keinen lang-

fristigen Lösungsbeitrag. Einerseits fehlen 

Raum und Geld für einen unbeschränkten 

Ausbau der Infrastruktur, andererseits wir-

ken Kapazitätserhöhungen bei steigender 

Verkehrsnachfrage nur kurzfristig; ein ver-

bessertes Verkehrsangebot beschleunigt die 

Verkehrszunahme sogar.
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Mobilitätskonzept

Vor diesem Hintergrund hat der Gemeinderat 

Freienbach beschlossen, ein Mobilitätskon-

zept zu erarbeiten. Dieses setzt auf die lang-

fristige Sicherstellung einer gesellschafts-

und siedlungsverträglichen Mobilität. 

Der Handlungsspielraum der Gemeinde ist 

beschränkt. Das persönliche Mobilitätsver-

halten wird von den Verkehrsteilnehmenden 

bestimmt, Vorschriften des Kantons und re-

levante Faktoren in anderen Gemeinden sind 

vorgegeben.

 

Das Mobilitätskonzept soll diesen engen 

Spielraum so gut wie möglich nutzen. Dazu 

wird ein kommunales Mobilitätsmanagement 

mit Massnahmen zur Beeinfl ussung der Ver-

kehrsnachfrage und zur Koordination aller 

verkehrsrelevanten Planungsaktivitäten ein-

geführt. Zur Umsetzung der Massnahmen 

werden die Organisation und Termine festge-

legt und die Kosten und Finanzierung gere-

gelt. Die Massnahmen des kommunalen Mo-

bilitätsmanagements bilden zusammen mit 

organisatorischen, terminlichen und fi nanziel-

len Festlegungen das Mobilitätskonzept.

Die Massnahmen entfalten erst in ihrer Ge-

samtheit die volle Wirkung. Sie  sollen des-

halb möglichst als Ganzes realisiert werden. 

Der Gemeinderat hat das Mobilitätskonzept 

am 24. Mai 2006 genehmigt und das Ge-

samtpaket als behördenverbindlich erklärt.
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Stossrichtungen des kommunalen 
Mobilitätsmanagements

Das kommunale Mobilitätsmanagement um-

fasst die Gesamtheit aller Massnahmen, die  

von der Gemeinde ergriffen werden können 

und  geeignet sind, das Mobilitätsverhalten 

auf eine nachhaltige Entwicklung auszurich-

ten. Diese Massnahmen gliedern sich in zwei 

Haupt-Stossrichtungen.

Massnahmen zur Information und Sensibili- 

sierung:

Mit diesen Massnahmen soll das Verkehrs-

verhalten direkt beeinfl usst werden. Infor-

mationen werden bereitgestellt und Anre-

gungen geliefert, um ein Nach- und Über-

denken der Gewohnheiten im Mobilitätsver-

halten zu erreichen. Die Beratung von Einzel-

personen, und Unternehmen kann eventuell 

auch als Leistungsauftrag an eine von Drit-

ten betriebene Mobilitätszentrale übertragen 

werden. Aktionen für ausgewählte Zielgrup-

pen und die Förderung von Innovationen sind 

weitere Massnahmen zur Sensibilisierung der 

Verkehrsteilnehmenden.

Massnahmen zum Management und zur 

Koordination verkehrswirksamer Planungs-

aktivitäten:

Eine geeignete Gestaltung der Infrastruk-

turen für FussgängerInnen und Velofahren-

de sowie des ÖV-Angebots stehen hier im 

Vordergrund. Die Grundsätze und Anforde-

rungen des Mobilitätsmanagements müssen 

in die Planungs- und Umsetzungsprozesse 

sämtlicher Ressorts einfl iessen. Ebenso ist 

eine Planungskoordination mit benachbar-

ten Gemeinden, den Bezirken und dem Kan-

ton vorgesehen.
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Information und Sensibilisierung

Ziel dieses Massnahmenpakets ist die För-

derung einer geeigneten gesellschafts- und 

umweltverträglichen Verkehrsmittelnutzung, 

ohne die Mobilitätsbedürfnisse einzuschrän-

ken. Dies bedeutet, für kurze Distanzen öf-

ters zu Fuss zu gehen oder das Velo zu be-

nützen, für längere Distanzen vermehrt den 

öffentlichen Verkehr und bei fehlendem oder 

schlechtem Angebot das Auto möglichst 

wenig umweltbelastend zu verwenden. 

Die Chance, die jeweils geeignete Mobilitäts-

form zu wählen, ist nur dann gewährleistet, 

wenn Informationen zu Alternativen verfüg-

bar sind. Zudem müssen die Verkehrsteil-

nehmenden sensibilisiert werden, ihre Mobi-

litätsgewohnheiten zu überdenken. 

Nachfrageorientierte, freiwillige und so ge-

nannte weiche Massnahmen kommen hier 

zum Einsatz. Diese operieren mit Anreizen, 

Beratung, Information, Marketing und Koor-

dination der Akteure, jedoch ohne Zwang. 

Dabei müssen die charakteristischen Eigen-

heiten der verschiedenen Gruppen von Ver-

kehrsteilnehmenden wie Kindern, Schülern, 

Jugendlichen, Senioren, Mobilitätsbehinder-

ten, Sportlern, Einkaufenden oder Pendlern 

berücksichtigt werden. Folgende Massnah-

men sind vorgesehen. 

Organisationsaufbau und Betrieb (lokales/ 

regionales) Mobilitätsmanagement:

Eine Mobilitätsfachstelle in der Gemeinde-

verwaltung ist Anlaufstelle für die Bevölke-

rung und verantwortlich für die Planung von 

Massnahmen und Aktionen. Damit sollen 

Anreize geschaffen und Informationen zur 

Verfügung gestellt werden, um das Nach-

frageverhalten im Verkehr auf freiwilliger Ba-

sis zu beeinfl ussen. Um dies zu erreichen

müssen die Beteiligten eingebunden und zur 

Mitarbeit ermutigt werden. Dies sind sowohl 
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zuständige Stellen der öffentlichen Hand 

aber auch Verkehrsteilnehmende inkl. ihre

Interessenvertreter und Transportunterneh-

men. Betriebe sollen motiviert werden, mit 

einem betrieblichen Mobilitätsmanagement 

die Stossrichtung des kommunalen Kon-

zepts zu unterstützen. Dies kann zum Bei-

spiel über ein Parkplatzmanagement oder 

die Förderung von nichtmotorisierten Ver-

kehrsmitteln für den Arbeitsweg der Mitar-

beitenden erfolgen.

Zielgruppenspezifi sche Aktionen zur 

Bewusstseinsbildung und Refl exion des 

Verkehrsverhaltens:

Personen, die oft zu Fuss gehen, das Velo 

oder den öffentlichen Verkehr benutzen, sol-

len darin bestärkt werden, vor allem indem 

Erschwernisse und Defi zite  beseitigt werden. 

Die Auto-orientierten Nutzer sollen sensibili-

siert werden, ihre Mobilitätsgewohnheiten 

zu prüfen und zu hinterfragen. Die Informa-

tionen, welche mittels Schnupperangeboten

und Kampagnen zu Schwerpunktthemen 

vermittelt werden, müssen zielgruppenspe-

zifi sch adressiert sein. 

Innovative Angebote fördern:

Um die Fahrleistung mit dem Auto zu sta-

bilisieren oder allenfalls sogar zu reduzieren, 

sollen innovative Massnahmen unterstützt 

werden. Dies kann z.B. ein dynamischer Mit-

fahrservice, Car-Sharing oder ein Einkaufs-

lieferdienst sein (siehe Bild unten: der Haus-

lieferdienst Voilà in  Aarau). Die Aufgabe der 

Gemeinde soll sich jedoch auf die Koordi-

nation, das Herstellen von Kontakten, die 

Schaffung von Anreizen und Rahmenbedin-

gungen und allenfalls eine Subventionierung 

beschränken. Sie  will diese Dienstleistungen 

nicht selbst anbieten.

Monitoring und Controlling der Mobilitäts- 

und Verkehrsentwicklung:

Die regelmässige Erfassung von Verkehrs- 

bzw. Mobilitätsdaten zu allen Verkehrsarten 

bildet eine wichtige Grundlage, um Verände-

rungen im Mobilitätsverhalten zu erkennen 

und eine wirkungsvolle Qualitätssicherung 

und Kontrolle der Massnahmen zu gewähr-

leisten. 
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Unter dem Stichwort Langsamverkehr wer-

den FussgängerInnen und Velofahrende zu-

sammengefasst. Die Förderung des Lang-

samverkehrs umfasst neben den Massnah-

men zur Information und Sensibilisierung 

auch die Schaffung ansprechender Ange-

bote. Dazu gehören unter anderem sichere 

Strassenquerungen, eine gute Orientierung, 

die Durchgängigkeit des Netzes sowie di-

rekte, möglichst kurze Verbindungen. Eine 

langsamverkehrsfreundliche Gestaltung des

Verkehrssystems bewirkt vermehrtes zu 

Fuss Gehen und Velofahren. Die folgenden

Massnahmen sind vorgesehen.

Behebung der Lücken im Fussgänger- und 

Velowegnetz sowie qualitative Verbesse-

rung der Weginfrastruktur: 

Durchgehende und attraktive Verbindungen 

innerhalb und zwischen den Ortsteilen sind 

eine wichtige Voraussetzung für eine ver-

stärkte Nutzung des Langsamverkehrs. In 

erster Linie soll die Sicherheit insbesondere 

von Kindern im Verkehr gewährleistet wer-

den. Schulwege werden deshalb auf Ge-

fahrenstellen hin untersucht. Die Orientierung 

wird durch Wegweiser auf dem kommunalen 

Fuss- und Velowegnetz verbessert.

Verkehrsberuhigung in Quartieren und auf 

Plätzen:

Mittels Fahrbahnverschwenkungen bzw.    

–einengungen, Aufpfl ästerungen in Kombi-

nation mit Signalisationen und Tempobe-

schränkungen soll die Geschwindigkeit ge-

senkt und der Durchgangsverkehr reduziert 

werden. In den Ortszentren sind nach Mög-

lichkeit langsamverkehrsfreundliche Plätze

und Gebiete zu schaffen. Damit wird eine hö-

here Wohn- und Aufenthaltsqualität erreicht.

Attraktive Velo-Abstellplätze:

Der Stellenwert der Velofahrenden als Kun-

den und Besucher soll gestärkt werden. Die 

Erreichbarkeit öffentlicher Bauten und Anla-

gen mit dem Velo oder zu Fuss wird verbes-

sert. Wichtige Haltestellen des öffentlichen 

Verkehrs werden mit gut zugänglichen, ab-

schliessbaren und ausreichend beleuchte-

ten Veloabstellplätzen versehen.
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Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für den öffentlichen Verkehr

Die Pendlerstatistik aus der Volkszählung 

2000 zeigt klar auf, dass bei der Benutzung 

des öffentlichen Verkehrs (öV) insbesondere 

im Innerortsbereich grosses Steigerungspo-

tenzial besteht. Das Angebot muss deshalb 

auf kommunaler und regionaler Ebene stra-

tegisch auf die künftigen Bedürfnisse  aus-

gerichtet werden. Attraktiv gestaltete Halte-

stellen und Haltestellenzugänge sowie ein 

gutes Informationsangebot für die Fahrgä-

ste sind für ein kundenfreundliches Angebot 

insbesondere an den Schnittstellen des öf-

fentlichen Verkehrs zentral. Konkret sind fol-

gende Massnahmen vorgesehen.

Kommunale öV-Strategie:

Angestrebt wird eine deutliche Angebots-

verbesserung. Diese umfasst das Linien-

netz, den Standort und die Ausstattung von 

Haltestellen, die Optimierung des Fahrplans 

sowie eine Bevorzugung von Bussen an 

Kreuzungen. Hierfür wird eine umfassende 

Angebotsanalyse durchgeführt, um die Be-

dürfnisse der Nutzer zu ermitteln und ent-

sprechend zu berücksichtigen. 

Regionale öV-Strategie:

Diese Strategie soll sowohl das langfristige 

Angebot wie auch die hierfür benötigte Infra-

struktur des öffentlichen Verkehrs der Region 

festlegen. Zudem muss darin die Sicherung 

der benötigten Mittel festgehalten werden. 

Das Angebot soll zwischen der Region und 

dem Kanton koordiniert und möglichst auch 

behindertengerecht und schülerfreundlich  

gestaltet werden.

Einheitliche, attraktive Gestaltung und Aus-

rüstung der Haltestellen:

Um die Haltestellen aufzuwerten, sind fol-

gende Verbesserungen vorgesehen: Mar-

kierung der Haltestellen, umfassendes Fahr- 

planinformationsangebot und verbesserter 

Witterungsschutz für wartende Passagiere. 

Als Schlüsselmassnahme ist zudem beim 

Bushof am Bahnhof Pfäffi kon eine Überde-

ckung im Warte- und Einsteigebereich vor-

gesehen.

Personenunterführung Bahnhof 

Pfäffi kon Ost:

Eine zweite Gleisunterführung im östlichen 

Teil des Bahnhofs Pfäffi kon soll den Zugang 

zu den Perrons und zum Seeweg verbes-

sern. 

Echtzeit Fahrgastinformationskonzept:

Ziel ist eine Verbesserung des Informations-

angebots mittels stets aktueller Fahrgastin-

formation. Die Passagiere werden an den 

Haltestellen und in den Fahrzeugen über die 

aktuellen Ankunfts- und Abfahrtszeiten so-

wie die Anschlüsse informiert.
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Park+Ride-Möglichkeiten:

Diese Massnahme beinhaltet die Erarbeitung 

und Umsetzung einer P+R-Strategie. Nutzen 

und Risiken von P+R-Anlagen werden auch 

aus Sicht der Gemeindeinteressen beurteilt. 

Die Realisierung der Anlagen soll regional 

koordiniert erfolgen.

Vorgaben für verkehrsintensive Einrichtun-

gen und Gestaltungsplangebiete:

Für verkehrsintensive Einrichtungen und Ge-

staltungsplangebiete sollen nebst Vorgaben 

für die Parkierung auch Bedingungen für 

den öffentlichen Verkehr und für den Lang-

samverkehr vorgegeben werden. 

Gestaltung des öffentlichen Raums entlang 

von zentralen Langsamverkehrsachsen:

Die Aufenthaltsqualität entlang zentraler 

Verbindungen des Langsamverkehrs soll 

mit gestalterischen Massnahmen gesteigert 

werden. Langsamverkehrsachsen entlang 

stark frequentierter Strassen, fussgänger-

freundliche Zugänge zu öV-Haltestellen und 

verkehrsfreie Aufenthaltsbereiche sind Bei-

spiele für eine langsamverkehrsfreundliche 

Ausgestaltung des öffentlichen Raums. 

Mit einer vorsorgenden Siedlungsplanung 

lassen sich die räumlichen und infrastruktu-

rellen Rahmenbedingungen für die Alltags-

mobilität beeinfl ussen. Die Umsetzung die-

ser Massnahmen erfolgt im Rahmen der 

laufenden Planungsprozesse wie etwa der 

Revision der Ortsplanung. Folgende Mass-

nahmen sind vorgesehen.

Koordination Siedlungsentwicklung:

Bei der Ausscheidung von  Bauzonen, der 

Festlegung von Baulinien und der Erteilung 

von Baubewilligungen sind die Anforde-

rungen für eine nachhaltige Mobilität zu be-

rücksichtigen. Zentrale Elemente sind die öV-

Erschliessungsqualität und kurze Wege für 

den Langsamverkehr.

Parkplatzmanagement:

Die neue Parkplatzpolitik ist gekennzeich-

net durch eine Reduktion der Parkplatzer-

stellungspfl icht für Bauherren, eine  Bevor-

zugung von Kurzparkierern im Bereich der 

Dorfzentren und der Einführung einer gene-

rellen Parkplatzbewirtschaftung auf öffent-

lichem Grund.
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Umsetzung

Angesichts der breiten Palette von Mass-

nahmen und des Zeithorizonts von 15 Jahren 

stellt die Umsetzung des Mobilitätskonzepts 

eine anspruchsvolle Managementaufgabe 

dar. Eine Priorisierung der Massnahmen ist

sowohl aufgrund ihrer Anzahl als auch im 

Hinblick auf die Abstimmung mit Aufgaben

und Projekten ausserhalb des Mobilitäts-

managements angezeigt. Vor allem die Um-

setzung einzelner Massnahmen im Bereich

Strasseninfrastruktur ist mit ohnehin not-

wendigen Unterhaltsarbeiten zu verbinden.

Als Grundlage liegt ein Mehrjahresplan vor. 

Nebst den im Zusammenhang mit der Orts-

planungsrevision möglichst rasch aufzuneh-

menden Planungsarbeiten sowie dem Mo-

nitoring und Controlling wurden weitere So-

fortmassnahmen identifi ziert. 

Es liegt in der Natur der Sache, dass Pla-

nungs- und konzeptionelle Arbeiten bau-

lichen Umsetzungen und Aktionsprogram-

men vorgelagert sind. Bei einigen Mass-

nahmen wie der Erstellung von Infrastruk-

turen oder Strategien und Konzepten erfolgt

die Umsetzung in einem Schritt. Andere füh-

ren zu wiederkehrenden Aktionen oder sind 

permanent aktuell. Typischerweise haben 

die Massnahmen zur Information und Sen-

sibilisierung wie auch diejenigen zur Abstim-

mung von Siedlungsentwicklung und Ver-

kehr einen langjährigen Charakter und ent-

sprechen einer Daueraufgabe. 
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Prüfung der Zweckmässigkeit 
einer provisorischen Überdachung 
des Bushofes Pfäffikon zur 
raschen Aufwertung dieses 
Umsteigeknotens

Busbevorzugungsmassnahmen 
entlang der Churerstrasse und 
prüfen einer Verlängerung der 
Linie Seedamm-Center bis 
Seedamm Plaza

Neuausrichtung des Park-
platzreglements als 
Entscheidungsgrundlage für 
künftige Planungs- und 
Bauvorhaben

Entwicklung einer Strategie 
und eines Konzeptes zu 
Park+Ride als Grundlage für 
Infrastrukturentscheide

Erhöhung der Schulwegsicherheit



Organisation

Die Interessen des kommunalen Mobilitäts-

managements werden durch das Ressort 

Umwelt und öffentlicher Verkehr wahrge-

nommen. Hier erfolgt das übergeordnete 

Projektmanagement für die einzelnen Auf-

gaben sowie das mobilitäts- und verkehrs-

orientierte Monitoring und Controlling. Die 

gemeindeinterne fachliche Abstimmung und

Koordination wird über die Steuerungsgrup-

pe sichergestellt. Sie setzt sich aus den be-

troffenen GemeinderätInnen und Ressort-

chefInnen zusammen. 

Das federführende Ressort Umwelt und öf-

fentlicher Verkehr wird durch externe Fach-

kräfte weiter unterstützt. Diese Unterstützung 

beschränkt sich vorerst auf die erste grosse 

Umsetzungsphase bis und mit 2008. In die-

ser Zeit sind grundlegende koordinative und 

fachspezifi sche Planungsarbeiten zu leisten. 

Mit einem so genannten «Jour-Fix» wird eine 

kontinuierliche und integrierte Umsetzung 

des Konzepts vor Ort gewährleistet.
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Organisation Umsetzung

Gemeinderat

Ressort
Tiefbau

Temporäre
Aktionen/Projekte

ggf. Aufbau Mobili-
tätszentrale 

Koordination kommunale 
Planungsaktivitäten

Externe Fachstelle:
Fach- und Manage-
ment Unterstützung

In Zusammenarbeit mit
Dritten (Beteiligte,
Betroffene, Beauftragte), 
mit unterschiedlichen 
Projektträgerschaften

evt. in Zusammenarbeit
mit Dritten, z.B. im Rahmen
Agglo Obersee: dauernd
betriebene Dienstleis-
tungs- und Management-
zentrale

Monitoring und Controlling
Fachliche Abstimmung der Geschäfte
zwischen den Ressorts. Zusammenarbeit
mit den Gemeinden der Region und mit 
dem Kanton.

Ressort
Umwelt/ÖV

Kommunales
Mobilitäts-

management

Ressort
Raumplanung

Steuerungs-
gruppe[



Kosten und Finanzierung

Für die Kostenschätzung wird entsprechend 

dem Zeitbedarf für Veränderungen im Mo-

bilitätsverhalten ein langfristiger Horizont bis 

2020 betrachtet. Dabei müssen die Kosten 

für das reine Mobilitätsmanagement von den 

so genannten «Ohnehin-Kosten» unterschie-

den werden. 

Die Aufwendungen für Massnahmen des 

Mobilitätsmanagements, die im Massnah-

menpaket «Information und Sensibilisierung» 

aufgeführt sind, belaufen sich auf durch-

schnittlich rund CHF 150‘000 pro Jahr. In 

den ersten Jahren ist mit einem höheren, in 

den Folgejahren mit einem tieferen Aufwand 

zu rechnen. 

«Ohnehin-Kosten» sind Investitionen in die 

Verbesserung der Infrastruktur des Lang-

samverkehrs und in den öffentlichen Verkehr. 

Sie sind Gegenstand der ordentlichen Auf-

gaben der Ressorts Tiefbau, Raumplanung 

sowie Umwelt und öffentlicher Verkehr. Es 

handelt sich weitgehend um Aufwendungen, 

welche ohnehin früher oder später in der ei-

nen oder andern Form in diesen Ressorts 

anfallen dürften. Da diese Massnahmen un-

tereinander sowie mit denjenigen des eigent-

lichen Mobilitätsmanagements abgestimmt 

werden müssen, sind ihre Kosten im Mo-

bilitätskonzept aufgeführt. Diese «Ohnehin-

Kosten» belaufen sich über die Jahre 2007 

bis 2020 voraussichtlich gesamthaft auf 

rund CHF 5.8 Mio. (ohne die geplante Unter-

führung Bahnhof Ost). 

Folgekosten für Aufwände im Bereich bau-

licher und betrieblicher Unterhalt von Infra-

trukturen und Mehraufwände für den Betrieb 

des öffentlichen Verkehrs sind zu berück-

sichtigen. Diese würden jedoch grösstenteils 

auch ohne Koordination und Förderung des 

Mobilitätsmanagements entstehen.

Der Gemeinderat hat sich verpfl ichtet, die 

jährlich notwendigen Mittel für die Um-

setzung der reinen Mobilitätsmanagement-

Massnahmen in die Finanzplanung und in 

die jährlichen Budgets aufzunehmen. Die 

übrigen Massnahmen unterliegen zum Teil 

speziellen Entscheidverfahren. Deren Finan-

zierung erfolgt über die zuständigen Res-

sorts.
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